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Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Entwurf eines Dritten Steuerreformgesetzes 
— Drucksache 7/1470 — 

hier: weitere Steliungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 401. Sitzung am 15. Fe- 
bruar 1974 zu dem Gesetzentwurf die nachfolgende 
weitere Stellungnahme beschlossen. 

1 . Zu Artikel 1 § 5 Abs. 2 

a) Tn § 5 Abs. 2 ist folgender Satz 2 einzufügen: 

„Aufwendungen, die für mehr als zwei Ka- 
lenderjahre im voraus geleistet werden, sind 
für die Kalenderjahre abzuziehen, zu denen 
sie wirtschaftlich gehören." 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 
Begründung 

Der Entwurf berücksichtigt nicht die Schwierig- 
keiten bei der zeitlichen Zuordnung von Aus- 
gaben, die in den letzten Jahren zunehmend 
auch durch den Versuch einer mißbräuchlichen j 
Vorverlegung von Ausgaben, insbesondere zum 
Zweck des Ausweises von Verlusten bei den 
Einkünften aus Vermietung und Verpachtung, 
eingetreten sind. Zur Verhinderung derartiger I 
Mißbräuche ist es notwendig, den sofortigen 
Abzug vorausbezahlter Aufwendungen (insbe- i 
sondere vorausbezahlter Erbbauzinsen und 1 
Schuldzinsen), die für mehr als zwei Kalender- ! 
jahre geleistet worden sind, auszuschließen und i 
die Aufwendungen jeweils den Kalenderjahren , 
zuzuordnen, zu denen sie wirtschaftlich gehören. 
Für Bagatellbeträge kann eine Vereinfachungs- : 
regelung durch Verwaltungsanweisung getrof- i 
fen werden. i 


2. Zu Artikel 1 § 6 Abs. 7 

§ 6 Abs. 7 wird wie folgt gefaßt: 

„(7) Steuerfrei sind die aus öffentlichen Kas- 
sen nicht im Zusammenhang mit einem Dienst- 
verhältnis gezahlten Reisekostenvergütungen 
und Umzugskostenvergütungen einschließlich 
Trennungsgeld, soweit die Vergütungen die 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften in Be- 
tracht kommenden Beträge nicht übersteigen." 

Begründung 

§ 6 Abs. 7 Nr. 1 des Entwurfs sieht in Fortfüh- 
rung des geltenden Rechts (§ 3 Ziff. 12 EStG 
1971) die Steuerfreiheit für aus einer öffent- 
lichen Kasse gezahlte Aufwandsentschädigungen 
vor. Wie bisher sollen Aufwandsentschädigun- 
gen, die aus einer Bundes- oder Landeskasse 
gezahlt werden, unter bestimmten Vorausset- 
zungen ohne weitere Prüfung in voller Höhe 
(§ 6 Abs. 7 Nr. 1 Satz 1), Aufwandsentschädi- 
gungen aus anderen öffentlichen Kassen dage- 
gen nur insoweit steuerfrei sein, als nicht fest- 
gestellt wird, daß sie für Verdienstausfall oder 
Zeitverlust gewährt werden oder die Aufwen- 
dungen, die dem Empfänger entstehen, offen- 
sichtlich übersteigen (§ 6 Abs. 7 Nr. 1 Satz 2). 
Die von privaten Arbeitgebern gezahlten Auf- 
wandsentschädigungen bleiben dagegen weiter- 
hin grundsätzlich voll steuerpflichtig; eine 
Steuerbefreiung für diese Bezüge könnte künftig 
allerdings insoweit in Betracht kommen, als es 
sich um einen Ersatz von Werbungskosten durch 
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den Arbeitgeber im Rahmen des § 54 des Ent- 
wurfs handelt (vgl. hierzu jedoch den Vorschlag 
zu § 54). 

Die Steuerfreiheit für Aufwandsentschädigun- 
gen aus öffentlichen Kassen soll der Verein- 
fachung dienen-, ihr liegt der Gedanke zugrunde, 
daß mit diesen Leistungen nur Aufwendungen 
abgegolten werden, die im Fall der Besteuerung 
als Werbungskosten oder Betriebsausgaben gel- 
tend gemacht werden könnten. Letztlich sollten 
somit durch die Steuerfreiheit der Aufwands- 
entschädigungen schwierige und unerfreuliche 
Auseinandersetzungen mit den Berechtigten 
über die Höhe und die Abgrenzung des tatsäch- 
lich entstandenen Aufwands vermieden werden. 
Diese Abgrenzungsprobleme treten allerdings 
nicht nur bei Beziehern von Bezügen aus öffent- 
lichen Kassen, sondern auch bei allen übrigen 
Steuerpflichtigen auf. Bei den unter § 6 Abs. 7 
Nr. 1 Satz 2 fallenden Aufwandsentschädigun- 
gen werden sie überdies gar nicht vermieden, 
sondern nur auf eine andere Ebene verlagert. 

Die Beibehaltung der Steuerfreiheit für Auf- 
wandsentschädigungen aus öffentlichen Kassen 
würde sich nur dann rechtfertigen lassen, wenn 
die Gewähr dafür gegeben wäre, daß sie tat- 
sächlich immer nur einen entsprechenden Dienst- 
aufwand abgelten. Diese Gewähr ist jedoch aus 
den verschiedensten Gründen nicht gegeben. 
Dies liegt u. a. daran, daß der dienstrechtliche 
Begriff des Aufwands nicht voll mit dem steuer- 
lichen Werbungskostenbegriff identisch ist und 
insbesondere Ausgaben, die zugleich die private 
Lebenshaltung des Empfängers berühren und 
nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 
steuerlich nicht abzugsfähig sind — wie z. B. 
Repräsentationsaufwendungen oder Mehrauf- 
wendungen für Zivilkleidung — , ebenfalls durch 
„ Aufwandsentschädigungen " mitabgegolten 

werden. Auch ist heute angesichts der Vielzahl 
der öffentlichen Kassen, die Aufwandsentschädi- 
gungen zahlen, nicht sichergestellt bzw. nach- 
prüfbar, daß mit den Entschädigungen nicht zu- 
gleich ein Verdienstausfall oder Zeitverlust ab- 
gegolten wird oder diese eine Vergütung für 
geleistete Dienste darstellen. Unter die Steuer- 
freiheit fallen nämlich zur Zeit so unterschied- 
liche Leistungen, wie z. B. die Aufwandsent- 
schädigungen der Parlamentsabgeordneten, der 
Mitglieder von Gemeinderäten, der Landräte 
und Bürgermeister, der Vorstandsmitglieder von 
öffentlich-rechtlich organisierten Berufsverbän- 
den, der Lehrkräfte an manchen Verwaltungs- 
schulen und des Rangierpersonals der Deutschen 
Bundesbahn. Diese Rechtslage begegnet erheb- 
lichen Bedenken im Hinblick auf den Grundsatz 
der steuerlichen Gleichbehandlung, dem — ge- 
genüber ohnehin fragwürdigen Vereinfachungs- 
gesichtspunkten — eindeutig der Vorrang ein- 
geräumt werden müßte. 

Auch die Steuerreformkommission hat in ihrem 
Gutachten vom April 1971 (vgl. dort Abschnitt II 


Textziffer 161) einstimmig die Streichung der 
Befreiungsvorschrift für Aufwandsentschädigun- 
gen aus öffentlichen Kassen vorgeschlagen. Sie 
hat dabei darauf hingewiesen, daß es Beziehern 
von Aufwandsentschädigungen aus öffentlichen 
Kassen wie allen anderen Steuerpflichtigen zu- 
gemutet werden müsse, den ihnen erwachsen- 
den Aufwand nachzuweisen oder glaubhaft zu 
machen; den als Aufwandsentschädigung ge- 
zahlten Beträgen stehe in Wirklichkeit oft kein 
Aufwand gegenüber. Die Kommission hat des- 
halb angeregt, diese Beträge künftig als echte 
Stellenzulagen auszugestalten und zu ver- 
steuern. Der Wegfall der Steuerfreiheit könne 
durch eine angemessene Erhöhung der Bezüge 
ausgeglichen werden. Bei der Umwandlung der 
zuvor als Aufwandsentschädigungen gezahlten 
Ministerialzulagen in steuerpflichtige Stellen- 
zulagen ist inzwischen entsprechend verfahren 
worden. 

Die im Interesse der steuerlichen Gleichbehand- 
lung erforderliche Aufhebung der Steuerfreiheit 
für Aufwandsentschädigungen würde zugleich 
einem wichtigen politischen Anliegen Rechnung 
tragen. 

Die generelle Steuerbefreiung der Aufwands- 
entschädigungen führt auch zu unerwünschten 
Nebenergebnissen; aufgrund ihres Charakters 
als steuerfreie Bezüge scheiden sie nämlich bei 
der Feststellung der für Sozialleistungen maß- 
gebenden Einkommensgrenzen aus. Deshalb ist 
es den Empfängern dieser Aufwandsentschädi- 
gungen z. B. vielfach möglich, Wohngeld, Zweit- 
kindergeld, Ausbildungsförderung und die Zu- 
satzprämie nach den Prämiengesetzen in An- 
spruch zu nehmen. Gleiches würde für die Spar- 
prämie nach dem künftigen Sparprämiengesetz 
gelten. 

Die möglichen besoldungspoliti$chen Konse- 
quenzen, die sich aus dem vorgeschlagenen 
Wegfall der Steuerbefreiung ergeben, müssen 
gesehen und abgewogen werden. Der Bundesrat 
ist jedoch der Auffassung, daß den oben er- 
wähnten systematischen Erwägungen der Vor- 
rang gebührt. 

3. Zu Artikel 1 § 6 Abs. 8 Nr. 3 

§ 6 Abs. 8 Nr. 3 wird gestrichen. 

Begründung 

Zum steuerpflichtigen Arbeitslohn gehören 
nicht nur die in Geld bestehenden Einnahmen 
aus dem Dienstverhältnis, sondern grundsätzlich 
auch alle Sachbezüge (§ 47 i. V. mit § 51 Abs. 4 
des Entwurfs). Sofern für die Bewertung von 
Sachbezügen nicht besondere Durchschnittswerte 
festgesetzt werden, sind sie mit den üblichen 
Mittelpreisen des Verbrauchsorts anzusetzen. 
Auch Getränke oder Genußmittel, die der Ar- 
beitgeber dem Arbeitnehmer zum häuslichen 
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Verzehr unentgeltlich oder verbilligt überläßt, ■ 
sind somit dem Grunde nach Arbeitslohn. , 

Nach den derzeit geltenden Lohnsteuer-Richt- 
linien (Abschnitt 13) sind die an Arbeitnehmer 
zum häuslichen Verzehr überlassenen Getränke 
oder Genußmittel einschließlich des Haustrunks 
im Brauereigewerbe und des Freitabaks, der 
Freizigarren und Freizigaretten in der tabak- 
verarbeitenden Industrie im Rahmen bestimm- I 
ter Höchstmengen nicht als steuerpflichtiger Ar- 
beitslohn anzusehen. Die in § 6 Abs. 8 Nr. 3 des 
Entwurfs vorgesehene Regelung soll diese Pra- | 
xis im wesentlichen fortführen und legalisieren. ; 
Die Steuerreformkommission hat in ihrem Gut- j 
achten vom April 1971 (vgl. dort Abschnitt II ! 
Tz. 144) vorgeschlagen, die Steuerbefreiung für 
Getränke und Genußmittel, die den Arbeitneh- 
mern zum häuslichen Verbrauch überlassen wer- 
den, aufzuheben. 

Sie hat ihren Vorschlag wie folgt begründet: 

„Die 1937 aus Billigkei-tsgründen eingeführte ^ 
Steuerbefreiung des Haustrunks im Brauerei- 
gewerbe und die 1941 zur Verwaltungsverein- 
fachung eingeführte Steuerbefreiung für Frei- ■ 
tabak, Freizigarren und Freizigaretten in der 
tabakverarbeitenden Industrie sowie die Steuer- 
freiheit bei Überlassung anderer Getränke und , 
Genußmittel zum häuslichen Verzehr sind nach ■ 
Ansicht der Kommission weder steuersystema- ' 
tisch zu begründen noch gegenüber der Besteue- 
rung anderer Sachbezüge zu rechtfertigen. i 

Die Überlassung der genannten Waren geht I 
über die Gewährung von Annehmlichkeiten hin- 
aus. Auch mit Gesichtspunkten der Verwaltungs- 
vereinfachung kann die Begünstigung nicht aus- 
reichend begründet werden, da die Ausgabe von 
Waren immer registriert werden kann." 

Der Anregung der Steuerreformkommission 
sollte vor allem im Interesse der steuerlichen i 
Gleichbehandlung aller Arbeitnehmer gefolgt 
werden; selbst unter dem Gesichtspunkt der Be- 
sitzstandswahrung erscheint es nicht vertretbar, 
die Überlassung von Getränken und Genußmit- 
teln an Arbeitnehmer steuerlich anders zu be- 
handeln als z. B. den Käsesachbezug bei Arbeit- 
nehmern in Käserei- und Molkereibetrieben. Es 
widerspricht ferner allgemeinen rechtsstaat- 
lichen Grundsätzen und ist aus Gründen der 
Praktiikabilität abzulehnen, eine Steuerbefrei- 
ung an die Mengen der Sachbezüge anzuknüp- 
fen, die in einem am 1. Januar 1966 örtlich gel- 
tenden Tarifvertrag vereinbart waren oder bis 
zu diesem Zeitpunkt in herkömmlicher Weise 
gewährt worden sind. 

Die Aufgabe der Steuerfreiheit für Haustrunk, ■ 
Freitabak etc. würde nach Auffassung der Steuer- j 
reformkommission zu Steuermehreinnahmen , 
von etwa 25 Millionen DM führen. Für den ein- 
zelnen Arbeitnehmer wäre die steuerliche Mehr- 
belastung jedoch geringfügig. Die unentgeltliche 
oder verbilligte Überlassung von Getränken 
und Genußmitteln zum Verbrauch im Betrieb j 
bliebe im übrigen auch bei einer Streichung 1 


des § 6 Abs. 8 Nr. 3 als Annehmlichkeit weiter 
steuerfrei (vgl. § 51 Abs. 3 Nr. 5 Buchstabe a 
des Entwurfs). 


4. Zu Artikel 1 § 6 Abs. 8 Nr. 16 

§ 6 Abs. 8 Nr. 16 wird gestrichen. 

Begründung 

Die neu vorgesehene Vorschrift in § 6 Abs. 8 
Nr. 16 enthält eine Steuerbefreiung für die Be- 
züge der in das Ausland entsandten Diplomaten 
insoweit, als diese die bei einer Tätigkeit im 
Inland in Betracht kommenden Bezüge über- 
steigen. Dies entspricht der bisherigen — aller- 
dings nicht unproblematischen — Besteuerungs- 
praxis. Darüber hinaus enthält die Vorschrift 
aus Gründen der steuerlichen Gerechtigkeit eine 
Steuerbefreiung für die Bezüge von anderen 
vorübergehend ins Ausland entsandten Arbeit- 
nehmern in Höhe des Kaufkraftausgleichs, den 
vergleichbare Angehörige des diplomatischen 
Dienstes erhalten. 

Die im Entwurf vorgesehene Befreiungsvor- 
schrift begegnet aus verschiedenen Gründen er- 
heblichen Bedenken. Die Kauftkraftausgleichs- 
zahlungen lassen sich in der Praxis nicht ein- 
deutig von anderen — steuerpflichtigen — Zu- 
lagen abgrenzen. Die im Interesse der Gleich- 
behandlung gebotene Ausdehnung der Befrei- 
ungsvorschrift auf private Arbeitnehmer würde 
zu einer erheblichen Verwaltungserschwernis 
führen; auch müßte mit Steuerumgehungen in 
beträchtlichem Umfang gerechnet werden. Im 
übrigen erscheint es nicht gerechtfertigt, im 
Wege einer Steuerbefreiung die erhöhten Auf- 
wendungen für im Ausland beschäftigte Arbeit- 
nehmer teilweise der Allgemeinheit aufzuer- 
legen. Es muß den Arbeitgebern überlassen 
bleiben, ihren Arbeitnehmern einen etwa erfor- 
derlichen Kaufkraftausgleich durch Zulagen zum 
Arbeitslohn zu gewähren, die wie andere Lohn- 
zuschläge, die wegen der Besonderheit der Ar- 
beit gewährt werden, der normalen Besteuerung 
zu unterwerfen sind. Die gleichen Grundsätze 
müssen aber auch für den öffentlichen Dienst 
gelten. 

5. Zu Artikel 1 nach § 17 

Es ist folgender § 17 a anzufügen: 

„§ 17 a 

Aiisschüttungsbedingte Wertminderungen bei 
Anteilen an Kapitalgesellschaften 

Teilwertabschreibungen auf Anteile an Kapi- 
talgesellschaften sowie Verluste, die bei der 
Veräußerung solcher Anteile entstehen, dürfen 
insoweit nicht abgezogen werden, als der Wert 
der Anteile infolge von Ausschüttungen und 
anderen Leistungen, die zu Einnahmen im Sinn 
des § 55 führen, unter die Anschaffungskosten 
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der Anteile oder den sonst steuerlich maßgeben- 
den Wert der Anteile, den diese vor der Ein- 
nahme hatten, gesunken ist." 

i 

Begründung j 

Die Ausschüttung „bezahlter" Rücklagen wirft 
besondere steuerliche Probleme auf. Es geht um 
die steuerlichen Folgen der Ausschüttung von 
Gewinnen, die von einer Kapitalgesellschaft er- 
wirtschaftet worden sind, bevor der Empfänger 
der Ausschüttung die Anteile erworben hat. Wer 
Anteile an einer Kapitalgesellschaft kauft, muß 
den vollen Wert bezahlen. Dementsprechend ; 
sind auch offene und stille Rücklagen der Ge- ; 
Seilschaft in den Anschaffungskosten des Er- ; 
Werbers enthalten. Werden solche bezahlten i 
Rücklagen nach dem Erwerb der Anteile ausge- 
schüttet, so tritt eine entsprechende Wertmin- . 
derung der Anteile ein. Wegen solcher Wert- | 
minderungen macht der Anteilseigner eine Teil- | 
Wertabschreibung oder er erleidet bei der Ver- ' 
äußerung der Anteile einen Verlust. . 

Der vorliegende Entwurf enthält keine Vor- ; 
Schriften, die die steuerliche Anerkennung sol- 
cher Teilwertabschreibungen oder Verluste ein- ^ 
schränkt. 

Das hat im Zusammenhang mit dem System des 
Anrechnungsverfahrens bei der Körperschaft- 
steuer folgende Auswirkungen: 

a) Der Betrag der Einkommensteuer, den der ; 

Veräußerer von Anteilen an einer unbe- ; 
schränkt steuerpflichtigen Kapitalgesellschaft | 
auf den Veräußerungsgewinn zu zahlen hat, | 
kommt dem Erwerber der Anteile im Rah- 
men des körperschaftsteuerlichen Anrech- 
nungsverfahrens infolge der Körperschaft- 
steuer- und Einkommensteuerminderung 
durch Auszahlung wieder zugute, wenn die 
„bezahlten" Rücklagen an diesen ausgeschüt- 
tet werden und der Erwerber eine steuerlich 
wirksame ausschüttungsbedingte Teilwert- ' 
abschreibung vornimmt. Der Gewinn aus der 
Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesell- 
schaften wird demnach in diesen Fällen nur 
formal besteuert. Seinem wirtschaftlichen 
Gehalt nach' ist der Veräußerungsvorgang ' 
nicht mit Einkommensteuer belastet. I 

b) Der Anteilseigner kann beim Verkauf der | 
Anteile das wegen der möglichen Körper- | 
schaftsteuer- und Einkommensteuerminde- [ 
rung an den offenen und stillen Rücklagen j 
der Kapitalgesellschaft haftende Steuergut- j 
haben in den Verkaufspreis einbeziehen. Ein | 
Erwerber, der nach der Ausschüttung dieser 
Rücklagen eine steuerlich wirksame aus- 
schüttungsbedingte Teilwertabschreibung 
vornimmt, bekommt nämlich den von ihm | 
geforderten Mehrpreis im Rahmen des kör- ; 
perschaftsteuerlichen Anrechnungsverfahrens j 
vergütet. Der Anteilseigner kann demnach 
beim Verkauf der Anteile über den Ver- 
kaufspreis außerhalb des steuerlichen An- j 
rechnungsverfahrens, d. h. vor der Ausschüt- i 
tung von Gewinnen durch die Kapitalgesell- j 


Schaft wirtschaftlich in den Genuß der Kör- 
perschaftsteueranrechnung .kommen. Dadurch 
können auch solche Anteilseigner in den Ge- 
nuß der Körperschaftsteueranrechnung kom- 
men, bei denen die Anrechnung der Körper- 
schaftsteuer nicht zulässig ist oder nicht in 
Betracht kommt (z. B. bei Körperschaften des 
öffentlichen Rechts, ausländischen Mutter- 
gesellschaften und anderen steuerbefreiten 
Körperschaften). 

c) Das an den offenen und stillen Rücklagen 
der Kapitalgesellschaft haftende und in den 
Verkaufspreis von Anteilen an Kapitalge- 
sellschaften einbezogene Steuerguthaben 
(vgl. Buchstabe b) hat für die Erwerber der 
Anteile unterschiedliche Qualitäten. 

Ein Erwerber, der im Zeitpunkt der Ausschüt- 
tung der „bezahlten" Rücklagen eine steuer- 
lich wirksame ausschüttungsbedingte Teil- 
wertabschreibung vornehmen kann (z. B. ein 
Unternehmer), bekommt in diesem Zeit- 
punkt den für das Steuerguthaben aufgewen- 
deten Betrag im Rahmen des körperschaft- 
steuerlichen Anrechnungsverfahrens ver- 
gütet. 

Ein Erwerber, der nach Ausschüttung der 
„bezahlten" Rücklagen einen steuerlich wirk- 
samen Verlust bei der Anteilsveräußerung 
oder der Auflösung der Kapitalgesellschaft 
geltend machen kann (z. B. ein wesentlich 
beteiligter Privatmann — privater Groß- 
aktionär — ), bekommt in diesem Zeitpunkt 
den für das Steuerguthaben aufgewendeten 
Betrag vergütet. 

Ein Erwerber, der weder eine ausschüttungs- 
bedingte Teilwertabschreibung noch einen 
Verlust bei der Anteilsveräußerung oder der 
Auflösung der Kapitalgesellschaft geltend 
machen kann (z. B. ein nicht wesentlich be- 
teiligter Privatmann — privater Kleinaktio- 
när — ), bekommt den für das Steuergutha- 
ben aufgewendeten Betrag in keinem Fall 
und auf keine irgendwie geartete Weise ver- 
gütet. 

Es besteht demnach ein deutlich abnehm- 
bares Gefälle vom Unternehmer über den 
privaten Großaktionär zum privaten Klein- 
aktionär. D. h. für den Unternehmer stellt 
das in den Verkaufspreis einbezogene Steu- 
erguthaben praktisch keine wirtschaftliche 
Belastung dar. Für den privaten Großaktio- 
när stellt das in den Verkaufspreis einbe- 
zogene Steuerguthaben wohl vorübergehend 
und unter Umständen für lange Zeit, 
aber aufs Ganze gesehen keine endgültige 
Belastung dar. Der private Kleinaktionär ist 
demgegenüber mit dem in dem Verkaufs- 
preis einbezogenen Steuerguthaben voll und 
endgültig belastet. 

d) Ein Steuerpflichtiger, der Anteile an einer 
Kapitalgesellschaft zum Zwecke der Konzen- 
tration erwirbt, kann nach Erreichung dieses 
Zieles über das an den offenen und stillen 
Rücklagen der Kapitalgesellschaft haftende 
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und in den Verkaufspreis der Anteile unter 
Umständen einbezogene Steuerguthaben 
durch Ausschüttung der Rücklagen oder 
durch Umwandlung der Kapitalgesellschaft 
ohne weiteres verfügen, so daß sich in die- 
sen Fällen das körperschaftsteuerliche An- 
rechnungsverfahren als „Konzentrationsprä- 
mie" auswirkt. 

e) Hinsichtlich der Besteuerung des Körper- 
schaftsgewmnes einer Kapitalgesellschaft 
tritt in Höhe der „bezahlten" Rücklagen 
folgendes Ergebnis ein: 

aa) Verkauf von Anteilen vom privaten i 
Kleinaklionär an einen Unternehmer 
oder einen privaten Großaktionär: 

= keine Besteuerung des Körperschafts- 
gewinns. j 

bb) Verkauf von Anteilen vom privaten i 
Kleinaktionär an einen anderen priva- i 
ten Kleinaktionär: 

= einmalige Besteuerung des Körper- 
schaftsgewinns. 

cc) Verkauf von Anteilen vom Unterneh- 
mer oder privaten Großaktionär an 
einen anderen Unternehmer oder pri- 
vaten Großaktionär: | 

^ einmale Besteuerung des Körper- i 
Schaftsgewinns. ! 

dd) Verkauf von Anteilen vom Unternehmer | 
oder privaten Großaktionär an einen pri- ' 
vaten Kleinaktionär: . 

— zweimalige Besteuerung des Körper- | 
Schaftsgewinns. 

Der Verkauf von Anteilen vom privaten | 
Kleinaktionär an einen Unternehmer oder 
einen privaten Großaktionär wird demnach 
begünstigt und der Verkauf von Anteilen 
vom Unternehmer oder privaten Großaktio- 
när an einen privaten Kleinaktionär wird er- 
schwert. Außerdem bleibt in dem oben un- 
ter Buchstabe aa bezeichneten Fall der Kör- 
perschaftsgewinn einer Kapitalgesellschaft 
in Höhe der „bezahlten" Rücklagen unbe- 
steuert. 

f) Die Unterwerfung der Gewinne aus der Ver- 
äußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaf- 
ten unter die Vorschriften des § 18 EStG 
(Übertragung stiller Reserven bei der Ver- 
äußerung von Anlagegütern) und des § 82 
EStG (Tarifermäßigung für außerordentliche 
Einkünfte oder Einkunftsteile) kommt wirt- 
schaftlich einer Unterwerfung des normalen 
Körperschaftsgewinns unter diese Vorschrif- 
ten gleich, wenn ausschüttungsbedingte Teil- 
wertabschreibungen steuerlich wirksam vor- 
genommen werden können. 

Die in den vorstehenden Buchstaben a bis f auf- 
gezählten Steuer- und wirtschaftspolitisch un- 
erwünschten Auswirkungen können dadurch 
vermieden werden, daß ausschüttungsbedingte 
Wertminderungen bei Anteilen an Kapitalge- 
sellschaften im Rahmen der steuerlichen Ein- 


kommensermittlung nicht mehr abgezogen wer- 
den dürfen. 

Das wird allerdings zur Folge haben, daß in- 
soweit, als im Kaufpreis von Anteilen an Kapi- 
talgesellschaften die von der Kapitalgesellschaft 
thesaurierten Gewinne und stillen Rücklagen 
ihren Niederschlag finden, der Körperschafts- 
gewinn einer steuerlichen Doppelbelastung un- 
terliegt. Das ist eine Folge der wirklichen, nicht 
nur formalen Besteuerung (vgl. Buchstabe a) 
des Gewinns aus der Veräußerung von Anteilen 
an Kapitalgesellschaften. Sie steht dem System 
des Anrechnungsverfahrens bei der Körper- 
schaftsteuer nicht entgegen. 

Die wirkliche Besteuerung des Veräußerungs- 
gewinns hat außerdem den Vorzug, daß dann 
auch entsprechend der Konzeption der Vor- 
schriften des § 18 EStG (Übertragung stiller Re- 
serven bei der Veräußerung von Anlagegütern) 
und des § 82 EStG (Tarifermäßigung für außer- 
ordentliche Einkünfte oder Einkunftsteile) nicht 
der laufende Körperschaftsgewinn, sondern nur 
der Veräußerungsgewinn diesen Sondervor- 
schriften unterworfen wird (vgl. Buchstabe f). 

Die Versagung der steuerlichen Wirksamkeit 
von ausschüttungsbedingten Wertminderungen 
bei Anteilen an Kapitalgesellschaften wird den 
sehr erwünschten Effekt haben, daß beim Ver- 
kauf von Anteilen an Kapitalgesellschaften das 
an den offenen und stillen Rücklagen der Kapi- 
talgesellschaft haftende Steuerguthaben nicht 
im Verkaufspreis vergütet werden wird. Da- 
durch wird die Verschaffung des Steuergutha- 
bens außerhalb des Anrechnungsverfahrens 
(vgl. Buchstabe b) nicht möglich sein und die in 
Buchstabe c dargestellte unterschiedliche Be- 
handlung der Anteilseigner sowie die in Buch- 
stabe d dargestellte Auswirkung des körper- 
schaftsteuerlichen Anrechnungsverfahren als 
„Konzentrationsprämie" nicht eintreten. 

Die erwähnte Versagung der steuerlichen 
Wirksamkeit von ausschüttungsbedingten Wert- 
minderungen wird auch verhindern, daß der 
Körperschaftsgewinn unbesteuert bleibt (vgl. 
Buchstabe e). 

6 . Zu Artikel 1 § 27 

a) Die Überschrift ist wie folgt zu ergänzen: 

„sowie der nicht abziehbaren Betriebsaus- 
gaben". 

b) Es ist folgender Absatz 3 anzufügen: 

„(3) Bei nicht abziehbaren Betriebsausga- 
ben ist Absatz 1 Nr. 1 a und Nr. 2 a ent- 
sprechend anzuwenden." 

Begründung 

Im Gegensatz zu den Entnahmen, deren Bewer- 
tung in § 27 geregelt ist, fehlt im vorliegenden 
Entwurf eine Vorschrift, die die Bewertung nicht 
abziehbarer Betriebsausgaben regelt. Eine sol- 
che Regelung ist erforderlich. 
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Nach der vorliegenden Fassung von § 17 wer- j 
den bestimmte Aufwendungen lediglich dadurch ! 
neutralisiert, daß sie für nicht abziehbar erklärt i 
werden. Nicht erfaßt und korrigiert werden da- [ 
her nach dem Grundgedanken von § 17 uner- ! 
wünschte Minderungen des Betriebsvermögens, | 
die über den als Betriebsausgabe angesetzten 
und zu neutralisierenden Betrag hinausgehen. 
Dies ist z. B. der Fall, wenn der Teilwert eines 
Geschenks i. S. von § 17 Ziff. 1 höher als der 
Buchwert ist. So beträgt bei der Schenkung eines 
Gegenstandes des Anlagevermögens, der mit ' 
dem Erinnerungswert von 1 DM zu Buche steht, I 
die Betriebsausgabe nur 1 DM, auch wenn der 
Teilwert höher liegt. Die Betriebsausgabe von 
1 DM ist zwar nach § 17 nicht abziehbar, weil 
die ursprünglichen — Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten 10 DM überstiegen haben. 
Gleichwohl wird die Hinzurechnung von 1 DM i 
dem mit § 17 verfolgten Ziel nicht gerecht. Hier- 
zu müßte ausdrücklich vorgeschrieben werden, 
daß der Gewinn im Ergebnis um den Teilwert zu 
erhöhen ist. Entsprechendes gilt bei anderen 
Geschenken mit Anschaffungs- oder Herstel- ' 
lungskosten von mehr als 10 DM, bei denen der 
Buchwert — sei es infolge von (Teilwert-) Ab- 
schreibungen oder aber von Wertsteigerungen 
(z. B. bei Wertpapieren) — unter dem Teilwert 
liegt. Auch hier ist es geboten, wie bei Ent- : 
nahmen für die nicht abziehbaren Betriebsaus- 
gaben besondere Bewertungsregeln einzuführen. 

Die vorgeschlagene Regelung macht es möglich, 
unter dem Gesichtspunkt der Steuergerechtig- 
keit und der Verhinderung von Mißbräuchen [ 
unerwünschte Minderungen des Betriebsver- i 
mögens steuerlich zu erfassen. Die in § 17 auf- 
geführten Minderungen des Betriebsvermögens 
werden im Ergebnis wie Entnahmen in dem pri- 
vaten Bereich behandelt. Dabei sind Wirt- ' 
Schaftsgüter mit dem Teilwert und Nutzungen 
oder Leistungen mit den anteiligen Aufwen- 
dungen des Betriebs anzusetzen. 

7. Zu Artikel 1 § 29 

An geeigneter Stelle sollte eine Sonderregelung ; 
für Berlin eingeführt werden, die der jetzigen , 
Regelung des § 53 Abs. 1 Einkommensteuer- 
gesetz 1971 entspricht. ! 

8. Zu Artikel 1 § 39 

a) Im § 39 Abs. 1 Nr. 2 und 3 sind jeweils die 
Worte „des Anteils oder eines Teils des ' 
Anteils“ zu ersetzen durch die Worte „des i 
ganzen Anteils“. 

b) Im § 39 Abs. 4 ist Satz 4 zu streichen. 

c) Im § 39 Abs. 5 Satz 1 sind die Worte „oder 
Teil eines Anteils" zu streichen. 

Begründung 

Die Regelung in § 39 Abs. 1 des Entwurfs hat 
vorwiegend Bedeutung für die Tarifermäßigung. 


Die Tarifermäßigung ist nur gerechtfertigt, wenn 
der Steuerpflichtige im Zuge der Veräußerung 
alle im Betrieb oder wenigstens in einem Teil- 
betrieb vorhandenen stillen Reserven auflöst. 
Dementsprechend soll die Tarifermäßigung Mit- 
unternehmern nur gewährt werden, wenn sie 
den gesamten Anteil an der Personengesell- 
schaft veräußern; diese Behandlung entspricht 
auch der sich aus § 39 Abs. 4 des Entwurfs er- 
gebenden Qualifizierung, wonach der Anteil an 
einer Personengesellschaft im Ergebnis als Teil- 
betrieb anzusehen ist. 


9. Zu Artikel 1 § 40 Abs. 2 

In § 40 Abs. 2 ist die Nummer 4 durch folgende 
Fassung zu ersetzen; 

„4. Bei Anteilen, die dem Steuerpflichtigen am 
1. Januar 1975 gehörten, der gemeine Wert 
der Anteile am 1. Januar 1975, wenn die 
Anteile nicht zu einer Beteiligung gehörten, 
deren Umfang am 1. Januar 1975 oder in- 
nerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren 
vorher mehr als 25 v. H. betrug." 

Begründung 

Die Vorschrift bezweckt, daß ein Steuerpflich- 
tiger, der nach der Neuregelung wesentlich be- 
teiligt ist, dies nach geltendem Recht aber nicht 
war (Beteiligte zwischen 10 und 25 v. H.), als 
Anschaffungskosten für die Beteiligung den ge- 
meinen Wert vom 1. Januar 1975 anzusetzen 
hat. Dadurch werden Wertsteigerungen oder 
Wertminderungen aus der Zeit vor der Be- 
gründung der Steuerverhaftung eliminiert. An- 
dererseits soll aber ein Steuerpflichtiger, der 
schon nach geltendem Recht wesentlich Betei- 
ligter war, bei der. Ermittlung des Veräuße- 
rungsgewinns von den effektiven Anschaffungs- 
kosten ausgehen. Der Vorschlag des Bundes- 
rates dient der Klarstellung und gewährleistet, 
daß die nach bisherigem Recht steuerverhafte- 
ten Beteiligungen in der Steuerverhaftung blei- 
ben. 


10. Zu Artikel 1 § 44 

In § 44 Satz 1 Nr. 2 sind die Worte „oder eines 

Teils des Anteils" zu streichen. 

Begründung 

Folgeänderung aus dem Vorschlag zu Artikel 1 

§ 39. 

11. Zu Artikel 1 § 51 Abs. 4 

§ 51 Abs. 4 Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. Ein geldwerter Vorteil aus der verbilligten 
Abgabe von Waren, die im Betrieb des 
Arbeitgebers hergesteilt, gehandelt oder 
verwendet werden, ist nicht anzunehmen, 
soweit die Waren üblicherweise auch an 
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betriebsfremde Privatpersonen verbilligt I 
abgegeben werden. Entsprechendes gilt, 
soweit 

a) die abgegebene Menge nach den betrieb- 

lichen und örtlichen Verhältnissen üblich 
ist und die Verbilligung allen Arbeit- 
nehmern gewährt wird, ■ 

b) die Waren Gegenstände des eigenen täg- 
lichen Bedarfs sind und 

c) das Entgelt des Arbeitnehmers die 
Selbstkosten des Arbeitgebers nicht un- 
terschreitet. 

Satz 2 gilt nur insoweit, als der geldwerte 
Vorteil im Kalenderjahr insgesamt 2 000 DM 
nicht übersteigt. Sätze 1 bis 3 gelten sinn- 
gemäß für verbilligte Dienstleistungen." 

Begründung | 

Der Regierungsentwurf enthält keine betrags- 
mäßige Beschränkung der Rabattgewährung bei 
den Waren des täglichen Bedarfs und keine 
praktikable Abgrenzung des Begriffs „hoch- 
wertige Gebrauchsgüter". Dieser Mangel könnte 
dazu führen, daß bestimmte Arbeitnehmergrup- 
pen (z. B. in Warenhäusern tätige mitverdie- 
nende Ehefrauen) erhebliche steuerliche Vor- 
teile aus der überhöhten Inanspruchnahme von 
verbilligten Waren, die möglicherweise sogar 
über den Familienbedarf hinausgeht, ziehen 
könnten, und daß in zahlreichen Fällen (z. B. 
bei Fernsehgeräten, Kühlschränken usw.) Streit 
darüber entsteht, ob es sich um ein hochwerti- 
ges Gebrauchsgut handelt oder nicht. Der Vor- 
schlag des Bundesrates enthält die für die Praxis 
notwendigen Klarstellungen und Abgrenzungs- 
merkmale und verzichtet auf den Begriff des 
hochwertigen Gebrauchsguts. 


12. Zu Artikel 1 § 52 

In § 52 sind folgende Absätze 3 und 4 anzu- 
fügen: 

„(3) Vom Arbeitslohn ist ein Betrag von 
600 Deutsche Mark im Kalenderjahr abzuzie- 
hen (Arbeitnehmer-Freibetrag). j 

(4) Der Abzug der Freibeträge nach den Ab- j 
Sätzen 2 und 3 darf den um einen etwaigen | 
Freibetrag nach Absatz 1 gekürzten Arbeitslohn 
nicht übersteigen." 

I 

Begründung 

Der Arbeitnehmer-Freibetrag soll einen Aus- 1 
gleich dafür schaffen, daß trotz der gleichen 
Tarifbelastung steuerliche Nachteile für den Ar- 
beitnehmer entstehen durch die unterschiedliche 
Erhebung der Steuern und die unterschiedliche 
Ermittlung der Einkünfte. Die Lohnsteuer wird 
zeitnäher entrichtet als die Einkommensteuer, 
und außerdem hat der Arbeitnehmer nicht die — 
legalen — Gestaltungsmöglichkeiten, die z. B. bei 


den Gewinneinkünften bestehen. Es sollte des- 
halb beim Abzug des Arbeitnehmer-Freibetrages 
vom Arbeitslohn und damit von der Bemes- 
sungsgrundlage bleiben. Dies ist auch dadurch 
gerechtfertigt, daß sich die genannten Vorteile 
bei den Gewinneinkünften ebenfalls bei Er- 
mittlung der Bemessungsgrundlage auswirken. 

Der in § 89 des Entwurfs vorgesehene Abzug 
von der Steuer führt 

a) zu einer Ungleichbehandlung dieser Vergün- 
stigung gegenüber den Freibeträgen für 
Land- und Forstwirte, für freie Berufe und 
für Sparer, die — wie auch der Weihnachts- 
freibetrag — weiterhin die Bemessungs- 
grundlage mindern sollen, 

b) zu einer nicht mit dem Sinn und Zweck der 
Steuerreform zu vereinbarenden Komplizie- 
rung des Einkommensteuerrechts, 

c) bei einem Zusammentreffen mit dem neuen 
Altersentlastungsbetrag {§ 64) zu sachlich 
unrichtigen Ergebnissen und 

d) zu verwaltungsmäßigen Schwierigkeiten beim 
Steuerabzug vom Arbeitslohn: eine Steuer- 
ermäßigung, bei der die Einkünfte aus nicht- 
selbständiger Arbeit als Bemessungsgrund- 
lage dienen, kann nicht ohne weiteres in die 
Lohnsteuertabelle eingearbeitet werden. 


13. Zu Artikel 1 § 54 

a) § 54 Abs. 1 ist zu streichen. 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 1. 

c) Der erste Teil des Satzes 1 im neuen Ab- 
satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die folgenden Leistungen, durch die der 
Arbeitgeber dem Arbeitnehmer Werbungs- 
kosten ersetzt oder erspart, gehören nicht 
zum steuerpflichtigen Arbeitslohn:" 

d) Im neuen Absatz 1 Nr. 1 sind zu streichen die 
Worte „soweit dabei die Höchstbeträge nach 
§ 53 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 nicht überschritten 
werden." 

Begründung 
Zu a) bis c) 

§ 54 Abs. 2 des Entwurfs ermöglicht den steuer- 
freien Ersatz der am häufigsten vorkommenden 
Werbungskosten durch den Arbeitgebef. Für 
die darüber hinaus in Absatz 1 des Regierungs- 
entwurfs vorgesehene Ermächtigung des Arbeit- 
gebers, dem Arbeitnehmer alle Aufwendungen 
steuerfrei zu ersetzen, die Werbungskosten- 
charakter haben, besteht somit kein praktisches 
Bedürfnis. 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Gene- 
ralklausel birgt außerdem die Gefahr in sich, 
daß Arbeitgeber in Verkennung des Werbungs- 
kostenbegriffs auch solche Zuwendungen nicht 
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dem Steuerabzug unterwerfen, die keine Wer- ’ 
bungskosten sind. Dadurch würde sich einer- i 
seits das Haftungsrisiko der Arbeitgeber erhö- | 
hen, andererseits wären aber auch erhebliche | 
Steuerausfälle zu befürchten. Für die Finanz- I 
ämter ergäbe sich insofern eine Mehrbelastung, 
als z. B. bei einem steuerfrei gezahlten Ersatz 
von Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer I 
im Rahmen von Lohnsteuer- Außenprüfungen ; 
durch das Betriebsfinanzamt Ermittlungen anzu- 
stellen wären, die nur dem Wohnsitzfinanzamt, | 
und zwar am besten im Lohnsteuer-Jahresaus- j 
gleich oder bei der Veranlagung des Arbeit- ' 
nehmers zur Einkommensteuer möglich sind. 

Eine weitere Erschwernis für alle Beteiligten 
entstünde daraus, daß beim Lohnsteuer-Jahres- 
ausgleich und bei der Veranlagung zu allen An- 
tragspositionen im Werbungskostenbereich eine 
Bescheinigung des Arbeitgebers über die steuer- 
frei behandelten Zuwendungen verlangt werden 
müßte. Mit dem Vorschlag zu a) bis c) werden 
diese Schwierigkeiten vermieden. 

Zu d) 

Die Reisekostensätze im privaten und öffent- 
lichen Bereich sind wegen der unterschiedlichen 
Anknüpfungspunkte — Arbeitslöhne bzw. Reise- 
kostenstufen — nicht immer deckungsgleich. Da- 
her kann es in bestimmten Grenzfällen dahin 
kommen, daß z. B. der Beamte ein Tagegeld be- 
kommt, das etwas höher ist als der Mehrver- 
pflegungspauschbetrag, der einem privaten An- 
gestellten mit gleich hohem Arbeitslohn zusteht. 
In diesem Fall müßte — sollte der Halbsatz nicht 
gestrichen werden — der Differenzbetrag dem 
steuerpflichtigen Arbeitslohn hinzugerechnet 
werden. Dies sollte vermieden werden. Die Ge- 
fahr, daß dadurch im öffentlichen Bereich die 
Zahlung überhöhter Ersatzleitsungen ermöglicht 
würde, besteht nicht, weil die jeweiligen Rege- 
lungen in § 53 die Anlehnung an die beamten- 
rechtlichen Vorschriften vorsehen (z. B. § 53 
Abs. 1 Nr. 1 S. 4). 

14. Zu Artikel 1 § 55 Abs. 5 

Im § 55 Abs. 5 wird der Punkt durch ein Semi- 
kolon ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 
„in diesem Fall gelten abweichend von den Ab- 
sätzen 1 und 2 auch Ausschüttungen aus dem 
Nennkapital und aus dem Eigenkapital im Sinn 
des § 33 Abs. 2 Nr. 4 des Körperschaftsteuer- 
gesetzes innerhalb der Einkünfte aus Gewerbe, 
aus freiberuflicher Tätigkeit und aus Land- und 
Forstwirtschaft als Betriebseinnahmen." 

Begründung 

Im § 55 Abs. 1 enthalten die Nummern 1, 2 und 3 
die Regelungen, daß Ausschüttungen einer un- 
beschränkt steuerpflichtigen Kapitalgesellschaft 
zu Lasten des verwendbaren Eigenkapitals im 
Sinn des § 33 Abs. 2 Nr. 4 KStG (Einlagen der 
Anteilseigner) nicht zu den Einnahmen aus 
Kapitalvermögen gehören. 


Diese Vorschriften stehen im Zusammenhang 
mit dem System des Anrechnungsverfahrens bei 
der Körperschaftsteuer. Auf diesen Ausschüttun- 
gen lastet keine Körperschaftsteuer. Deshalb 
wird bei diesen Ausschüttungen auch keine An- 
rechnung der Körperschaftsteuer nach § 124 
Abs. 2 Nr. 2 EStG gewährt. Da es sich hierbei 
um Rückzahlung von Einlagen der Anteils- 
eigner handelt, ist es gerechtfertigt, diese Aus- 
schüttungen innerhalb der Einkünfte aus Kapi- 
talvermögen aus der Steuerpflicht herauszu- 
nehmen. 

Da die im § 55 Abs. 5 enthaltene Vorschrift be- 
stimmt, daß die in den Absätzen 1 und 2 be- 
zeichneten Einnahmen und die Werbungskosten 
u. a. den Einkünften aus Gewerbe, aus freiberuf- 
licher Tätigkeit und aus Land- und Forstwirt- 
schaft zuzurechnen sind, soweit die Einnahmen 
im Rahmen dieser Einkunftsarten anfallen, ist 
bei wortgetreuer Auslegung dieser Vorschrift 
zu folgern, daß Ausschüttungen zu Lasten des 
Eigenkapitals im Sinn des § 33 Abs. 2 Nr. 4 
KStG bei diesen Steuerpflichtigen auch nicht 
zu den Betriebseinnahmen gehören. Das ist nicht 
beabsichtigt. Deshalb ist im § 55 Abs. 5 eine 
klarstellende Ergänzung erforderlich. 


15. Zu Artikel 1 § 56 Abs. 1 Nr. 2 

§ 56 Abs. 1 Nr. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„2. Vermietung und Verpachtung von beweg- 
lichen Sachen. Solche Einkünfte sind nicht 
steuerpflichtig, wenn sie weniger als 500 
Deutsche Mark im Kalenderjahr betragen, 
übersteigen die Werbungskosten die Ein- 
nahmen, so darf der Unterschiedsbetrag 
weder mit anderen Einkunftsteilen im Sinne 
der Nummern 1, 3 und 4, der Absätze 2 
und 4 oder mit anderen Einkünften ausge- 
glichen noch als Verlustvortrag abgezogen 
werden;" 

Begründung 

Nach der Vorschrift werden Einkünfte aus Ver- 
mietung und Verpachtung von beweglichen 
Sachen schlechthin erfaßt, während das geltende 
Recht in diesen Fällen eine Freigrenze von 
500 DM vorsieht (§ 22 Nr. 3 EStG 1971). Außer- 
dem darf ein Überschuß der Werbungskosten 
über die Einnahmen nicht bei der Ermittlung des 
Einkommens ausgeglichen werden. Auf eine 
Bagatellgrenze kann aus Gründen der Verwal- 
tungsvereinfachung auch in Zukunft nicht ver- 
zichtet werden. Ebenso ist es zur Vermeidung 
von Mißbräuchen erforderlich, einen Ausgleich 
negativer Einkünfte zu verbieten. 

Die Aufnahme dieser Regelungen in das Gesetz 
selbst ist im Interesse der Überschaubarkeit ge- 
boten. Vergleiche die gleichartige Regelung in 
§ 58 Abs. 1 Nr. 5. 
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16. Zu Artikel 1 § 60 I 

a) § 60 wird wie folgt geändert: i 

aa) In Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a ist das | 
Wort „zwei" durch das Wort „sechs" zu ! 
ersetzen; j 

bb) in Absatz 2 ist die Nummer 1 wie folgt | 
zu fassen: i 

„1. eigengenutzten Einfamilienhäusern, 
Zweifamilienhäusern und Eigen- 
tumswohnungen, soweit sie nach 
den Vorschriften für den steuerbe- 
günstigten Wohnungsbau errichtet 
worden sind;" ; 

cc) in Absatz 2 werden die bisherigen Num- | 
mern 1 und 2 Nummern 2 und 3; ; 

dd) in Absatz 4 ist Satz 1 wie folgt zu fas- | 
sen: j 

„Einkunftsteile im Sinne des Absatzes 1 i 
bleiben außer Ansatz, wenn sie in den 
Fällen der Nummer 1 Buchstabe a ins- 
gesamt weniger als 10 000 Deutsche i 
Mark und in den Fällen der Nummer 1 
Buchstabe b weniger als 1 000 Deutsche 
Mark betragen." 

Begründung 

Bei einer Spekulationsfrist von mindestens | 
sechs Jahren werden die mit Recht besonders 
kritisierten Bodenhortungsgewinne steuer- 
lich erfaßt; bei einer längeren Besitzdauer 
kann eine Vermutung der Grundstückshor- 
tung nicht mehr ohne weiteres unterstellt 
werden. Es erscheint deshalb geboten, die 
Spekulationsfrist auf mindestens sechs Jahre 
auszudehnen. Eine solche Verlängerung der ' 
Spekulationsfrist dürfte in vielen Fällen auch | 
die Mobilität des Grund und Bodens ver- | 
bessern. Schließlich ist eine solche Regelung | 
auch nach dem Grundsatz der Gleichmäßig- 
keit der Besteuerung angezeigt. Eigenge- 
nutzte Ein- und Zweifamilienhäuser sowie 
eigengenutzte Eigentumswohnungen werden 
regelmäßig nicht aus spekulativen Gründen, 
sondern wegen einer beruflich erforderlichen 
Änderung des Wohnortes veräußert. Sie wer- 
den deshalb von der Besteuerung generell 
ausgenommen; durch die Beschränkung auf 
steuerbegünstigte Gebäude dieser Art wer- 
den unberechtigte Steuervorteile ausge- 
schlossen. Die Einführung der Besteuerungs- 
grenze von 10 000 DM dient der Verein- 
fachung und ist aus sozialen Gründen ge- 
rechtfertigt. 

b) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, 
im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens zu prüfen, ob nicht im Falle der Ver- 
längerung der Spekulationsfrist für private 
Grundstücksveräußerungen der Vorschlag 
der Steuerreformkommission, eine zeitlich 
degressiv gestaffelte Besteuerung einzufüh- 
ren, aufgegriffen werden sollte. Hierdurch 


könnte der Gefahr der Immobilität des 
Grundstücksmarktes entgegengewirkt wer- 
den. 


17. Zu Artikel 1 § 64 

a) § 64 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„Im Falle der Zusammenveranlagung von 
Ehegatten zur Einkommensteuer (§ 118) sind 
die Sätze 1 bis 3 mit der Maßgabe anzuwen- 
den, daß für die Ermittlung des Altersentla- 
stungsbetrages der Arbeitslohn und die Ein- 
künfte, die nicht solche aus nichtselbständi- 
gcr Arbeit sind, beider Ehegatten zusam- 
mengefaßt werden." 

b) Es wird folgender Satz 5 angefügt: 

„Der Betrag von 2 400 DM in Satz 1 verdop- 
pelt sich, wenn beide Ehegatten vor dem Be- 
ginn des Kalenderjahres, in dem sie ihr Ein- 
kommen bezogen haben, das 64. Lebensjahr 
vollendet hatten." 

Begrün du n g 

Der Altersentlastungsbetrag stellt eine Maß- 
nahme zur stärkeren Angleichung der Besteue- 
rung von im Alter bezogenen Einkünften dar. 
Es werden dadurch diejenigen Steuerpflichtigen 
im Alter begünstigt, die keine Pension oder 
Sozialrente beziehen oder neben diesen Alters- 
bezügen andere Einkünfte haben. 

Die Vorschrift ist von der Sache her gerechtfer- 
tigt, doch ist sie nicht leicht zu praktizieren. 
Erschwert wird ihre Handhabung insbesondere 
durch die Bestimmung des Satzes 4, wonach der 
Altersentlastungsbetrag bei zusammen veran- 
lagten Ehegatten für jeden von ihnen gesondert 
zu berechnen ist. 

Dadurch wird es notwendig, bei allen Zusam- 
menveranlagungen, an denen ein Ehegatte über 
65 Jahre beteiligt ist, die Einkünfte der Ehe- 
gatten getrennt für jeden zu ermitteln, während 
dies heute nur in Ausnahmefällen notwendig 
ist (z. B. § 18 Abs. 4, § 39 Abs. 4 Nr. 1 EStG; für 
Zwecke der Kirchensteuer bei glaubensverschie- 
denen Ehen). Damit sind erhebliche Erschwer- 
nisse verbunden, die insbesondere bei den Ein- 
künften aus Kapitalvermögen und Vermietung 
und Verpachtung auftreten, wie auch bei Beteili- 
gung eines Ehegatten am Unternehmen des an- 
deren. Ein Schritt zur Vereinfachung des Steuer- 
rechts bedeutet diese Ausgestaltung des Alters- 
entlastungsbetrages nicht. Im Gegenteil, die 
Bemühungen, bei zusammenveranlagten Ehe- 
gatten weitgehend auf eine Aufteilung verzich- 
ten zu können, wie sie sich vor allem in der 
Ausgestaltung des Freibetrages für Ehegatten 
bei Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft 
(§ 43 Abs. 4 E) sowie des Sparerfreibetrages 
(§ 55 Abs. 4 E) und der Werbungskostenpau- 
schale bei Einkünften aus Kapitalvermögen 
(§ 55 Abs. 3 E) zeigen, würden z. T. rückgängig 
gemacht. 
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Zur Vereinfachung des Verfahrens ist es des- 
halb erforderlich, den Altersentlastungsbetrag 
wie folgt zu gestalten: 

a) 40 V. H. des Arbeitslohnes und der anderen j 
Einkünfte beider Ehegatten, höchstens aber 

2 400 DM, wenn nur ein Ehegatte am An- 
fang des Kalenderjahres das 64. Lebensjahr 
vollendet hat; 

b) 40 V. H. des Arbeitslohnes und der anderen 
Einkünfte beider Ehegatten, höchstens 
4 800 DM, wenn beide Ehegatten am Anfang 
des Kalenderjahres das 64. Lebensjahr voll- 
endet haben. 

18. Zu Artikel 1 §§ 69 und 70 

a) § 69 Abs. 1 'Nr. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„1. mildtätiger, kirchlicher und wissen- 
schaftlicher Zwecke (§ 70),". 

b) In § 69 Abs. 1 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 
„Für Ausgaben zur Förderung wissenschaft- 
licher und staatspolitischer Zwecke erhöht 
sich der Betrag von 5 vom Hundert der Sum- 
me der Einkünfte auf 10 vom Hundert." 

c) In § 70 sind in der Überschrift die Worte 
„und Entwicklungshilfe" zu streichen, ferner 
ist nach „kirchliche" das Komma durch „und" 
zu ersetzen. 

d) § 70 Abs, 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Ausgaben zur Förderung mildtätiger, 
kirchlicher und wissenschaftlicher 
Zwecke können nur abgezogen werden, 
wenn die Empfängerin 

a) eine inländische Körperschaft des 
öffentlichen Rechts oder eine inlän- 
dische öffentliche Dienststelle ist 
und nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck bestätigt, daß der zuge- 
wendete Betrag zu einem der be- 
günstigten Zwecke verwendet wird, 
oder 

b) eine in § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körper- 
schaftsteuergesetzes bezeichnete in- 
ländische Körperschaft, Personen- 
vereinigung oder Vermögensmasse 
ist und nach amtlich vorgeschriebe- 
nem Vordruck bestätigt, daß sie den 
zugewendeten Betrag nur für ihre 
steuerbegünstigten satzungsmäßi- 
gen Zwecke verwendet." 

e) § 70 Abs. 2 ist zu streichen. Der bisherige 
Absatz 3 wird Absatz 2. 

Begründung 

Die in dem Gesetzentwurf vorgesehene Rege- 
lung erweitert den geltenden Begünstigungs- 
rahmen für Spenden zur Förderung der Ent- 
wicklungshilfe. Eine solche Maßnahme ist nicht 
gerechtfertigt, weil der derzeitige Begünsti- 
gungsrahmen ausreicht. Die von der Bundes- 
regierung vorgesehene Begünstigung schließt 
Mißbräuche nicht aus und stellt nicht sicher, daß 


die Zuwendungen auch tatsächlich für entwick- 
lungspolitisch förderungswürdige Vorhaben 
verwendet werden. Darüber hinaus würden er- 
hebliche Abgrenzungsschwierigkeiten eintre- 
ten. Nach dem Wortlaut des Gesetzentwurfs 
könnte jede Förderung der Wirtschaft eines 
Entwicklungslandes steuerlich begünstigt wer- 
den, also z. B. auch Spenden zum Bau militäri- 
scher Produktionsstätten. Bei dieser Lage kann 
allenfalls dafür eingetreten werden, daß es bei 
der derzeitigen Begünstigung bleibt (vgl. Vor- 
schlag zu Artikel 1 § 72 unter Buchstabe b). 

19. Zu Artikel 1 § 72 

a) In § 72 Abs. 1 Nr. 2 ist Buchstabe a wie folgt 
zu fassen: 

„a) Die Förderung der körperlichen Ertüchti- 
gung durch Sport" ; 

b) In § 72 Abs. 1 Nr. 2 ist folgender Buchstabe k 
einzufügen: 

„k) die Förderung der Entwicklungshilfe." 
Der Punkt am Ende des Textes von Buch- 
stabe i ist durch ein Semikolon zu ersetzen. 

c) Der Bundesrat hält es für erforderlich sicher- 
zustellen, daß Zuwendungen, die nach § 48 
Abs. 4 EStDV als steuerbegünstigt anerkannt 
worden sind (vgl. Abschnitt 111 Abs. 2 
EStR), in § 72 des Gesetzentwurfs aber nicht 
aufgeführt sind, auch in Zukunft steuerbe- 
günstigt bleiben. 

Begründung 
Zu a) 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Regelung 
würde zu einer Ausweitung der bisherigen 
Spendenbegünstigung führen. Im geltenden 
Recht ist lediglich „die körperliche Ertüchtigung 
des Volkes durch Leibesübungen (Turnen, Spiel, 
Sport)" begünstigt. (Entsprechend § 17 Abs. 3 
Nr. 1 StAnpG, Anlage 7 der EStR). Nicht begün- 
stigt sind Sportarten, durch die — wie beim 
Motorflugsport — die körperliche Ertüchtigung 
nicht oder kaum gefördert wird (vgl. BFH-Urteil 
vom 13. Juli 1969, BStBl. II S. 67). Künftig wür- 
de indessen auch die Ausübung des Motorflug- 
sports begünstigt sein. Der Bundesrat hat eine 
entsprechende Ausdehnung der als gemeinnüt- 
zig anzusehenden Zwecke bereits im Rahmen 
seiner Stellungnahme zum Entwurf einer neuen 
Abgabenordnung (zu § 52 Abs. 2 Nr. 2) abge- 
lehnt (BR-Drucksache 23/71). An dieser Auffas- 
sung wird festgehalten. 

Zub) 

Folgeänderung, die sich aus dem Vorschlag zu 
Artikel 1 §§ 69 und 70 ergibt. 

Zu c) 

Ebenso wie bei der Begünstigung von Zuwen- 
dungen zur Förderung staatspolitische Zwecke 
die bisher begünstigten Personen auch in Zu- 
kunft als förderungswürdig gelten (vgl. § 71 
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Abs. 3 des Gesetzentwurfs), muß auch bei den 
unter § 72 fallenden Einrichtungen sichergestellt 
werden, daß die in der Vergangenheit ausge- 
sprochene Begünstigung erhalten bleibt. 

20. Zu Artikel 1 § 74 Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe a 

In § 74 Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe a sind die Worte 
zu streichen: 

„es sei denn, daß es sich um Mehraufwendungen 
für Verpflegung wegen Zuckerkrankheit oder 
multipler Sklerose handelt,". 

Begründung 

Nach her Vorschrift sollen Krankheitskosten, die 
durch Diätverpflegung entstehen, nur dann noch 
zu den außergewöhnlichen Belastungen gehören, 
wenn es sich um Mehraufwendungen für Ver- 
pflegung wegen Zuckerkrankheit oder multipler 
Sklerose handelt. Die Mehraufwendungen we- 
gen Verpflegung bei anderen Krankheiten sol- 
len nach der Begründung der Bundesregierung 
nicht mehr als außergewöhnliche Belastung an- 
erkannt werden, weil angesichts der modernen 
Lebens- und Eßgewohnheiten die Einhaltung 
einer Diät im allgemeinen zu keiner Mehrbe- 
lastung, oft sogar zu Einsparungen führt. Auch 
in Fällen tatsächlicher Me‘hrbelastung erscheine 
eine steuerliche Berücksichtigung problematisch, 
weil zwangsläufige Unterschiede an Lebenshal- 
tungskosten anderer Art, die viel schwerer wie- 
gen, steuerlich ebenfalls nicht ausgeglichen wer- 
den. 

Diese Gesichtspunkte treffen auch für eine Diät- 
verpflegung bei Zuckerkrankheit und multipler 
Sklerose zu. Es wäre deshalb mit dem Gleich- 
behandlungsgrundsatz nicht zu vereinbaren, 
wenn nur für diese beiden Krankheiten weiter- 
hin eine steuerliche Berücksichtigung der Mehr- 
aufwendungen vorgesehen würde. 

Bei an multipler Sklerose erkrankten Steuer- 
pflichtigen liegt nach dem Krankheitsverlauf in 
der Regel eine Minderung der Erwerbsfähigkeit 
vor. In den Pauschbeträgen, die diesem Per- 
sonenkreis gewährt werden, sind auch die Diät- 
aufwendungen eingeschlossen. Sie könnten des- 
halb ohnehin nicht neben diesem Pauschbetrag 
als außergewöhnliche Belastung berücksichtigt 
werden. 

21 Zu Artikel 1 § 75 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte ge- 
prüft werden, ob die Höhe der Steuerermäßi- 
gung nach § 75 in vergleichbaren Fällen stärker 
in Einklang mit der Kinderentlastung für das 
erste Kind (§ 97 Abs. 2) gebracht werden sollte 
(Beispiele: Unterhalt für im Ausland lebende 
eigene Kinder oder für Dysmeliekinder ab dem 
27. Lebensjahr). 

22. Zu Artikel 1 § 82 

a) § 82 Abs. 2 Nr. 2 erhält die folgende Fas- 
sung: 


„2. Gewinne oder Gewinnteile aus Holz- 
nutzungen,''. 

b) Die bisherigen Nummern 2 bis 5 werden 
Nummern 3 bis 6. 

Begründung 

Durch die Aufnahme der Gewinne oder Gewinn- 
teile aus Holznutzungen in den Katalog der 
außerordentlichen Einkünfte oder Einkunftsteile 
und die gleichzeitige Streichung des § 83 des 
Entwurfs fallen diese Gewinne oder Gewinnteile 
uneingeschränkt unter die Tarifermäßigung des 
§ 82 des Entwurfs und werden grundsätzlich mit 
der Hälfte des durchschnittlichen Steuersatzes 
besteuert. Eine Differenzierung zwischen Ge- 
winnen oder Gewinnteilen aus ordentlichen 
Holznutzungen und außerordentlichen Holznut- 
zungen (Holznutzungen infolge höherer Gewalt, 
Übernutzungen und nachgeholte Nutzungen) 
wird nicht mehr vorgenommen. Die in § 83 
Abs. 4 des Entwurfs vorgesehenen Voraus- 
setzungen für die Anwendung der Tarifermäßi- 
gung (amtlich anerkanntes Betriebsgutachten 
oder Betriebswerk, mengenmäßiger Nachweis, 
Meldeverfahren bei Holznutzungen infolge hö- 
herer Gewalt) entfallen. 

§ 83 des Entwurfs entspricht im wesentlichen 
dem z. Z. geltenden § 34 b EStG. Es hat sich 
gezeigt, daß die Anwendung dieser Vorschrift 
kompliziert ist, umfangreiche und differenzierte 
Aufzeichnungen durch den Forstwirt und zeit- 
raubende Feststellungen und Berechnungen 
durch das Finanzamt erforderlich macht. 

Gegen eine generelle Einreihung von Gewinnen 
oder Gewinnteilen aus Holznutzungen in den 
Katalog der außerordentlichen Einkünfte oder 
Einkunftsteile des § 82 Abs. 2 des Entwurfs sind 
systematische Bedenken nicht zu erheben. 
Nach dem Sinn und Zweck der Vorschrift, die im 
wesentlichen dem z. Z. geltenden § 34 EStG ent- 
spricht, sollen Einkünfte oder Einkunftsteile, die 
in einem Jahr zu einer Zusammenballung füh- 
ren, nicht dem Normalsteuersatz unterliegen. 
Eine solche Zusammenballung ergibt sich bei 
Holznutzungen regelmäßig ganz allgemein. 
Fälle, in denen jährlich nur Gewinne aus or- 
dentlichen Holznutzungen (Holznutzungen in- 
nerhalb des Nutzungssatzes) anfallen, kommen 
in der Praxis kaum vor. 

Die Besteuerung von Gewinnen oder Gewinn- 
teilen aus Holznutzungen mit der Hälfte des 
durchschnittlichen Steuersatzes nach § 82 Abs. 1 
des Entwurfs führt zu einer erheblichen Verein- 
fachung. Daran ist nicht nur die Finanzverwal- 
tung, sondern auch die Forstwirtschaft selbst 
interessiert. Nachteilige steuerliche Auswirkun- 
gen für die Forstwirtschaft sind nicht zu befürch- 
ten. Dem steuerlichen Nachteil, daß Gewinne 
aus Holznutzungen infolge höherer Gewalt, so- 
weit sie den Nutzungssatz übersteigen, nicht mit 
dem halben Steuersatz des § 82 Abs. 1 des Ent- 
wurfs (Viertelsteuersatz) besteuert werden, 
steht der Vorteil gegenüber, daß auch Gewinne 
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oder Gewinnteile aus ordentlichen Holznutzun- 
gen mit dem ermäßigten Steuersatz nach § 82 
Abs. 1 des Entwurfs versteuert werden. Diese 
Gewinne unterliegen nach z. Z. geltendem Recht 
dem Normalsteuersatz. Die Gewinne oder Ge- 
winnteile aus ordentlichen Holznutzungen dürf- 
ten im Durchschnitt der Jahre sogar höher sein 
als die Gewinne aus Holznutzungen infolge 
höherer Gewalt, soweit sie den Nutzungssatz 
übersteigen, so daß für die Forstwirtschaft ins- 
gesamt eine steuerliche Entlastung eintritt. 

Eine Begünstigung der Gewinne oder Gewinn- 
teile aus ordentlichen Holznutzungen erscheint ! 
aus agrarpolitischer Sicht vertretbar, weil sich ' 
die Ertragslage der Forstwirtschaft durch Preis- 
verfall, Kostensteigerung und die zahlreichen 
Großkalamitäten zunehmend verschlechtert hat. , 

Bei einer Einbeziehung der Gewinne oder Ge- ' 
winnteile aus ordentlichen Holznutzungen in 
die Tarifermäßigung besteht keine Veranlas- 
sung mehr, die Vergünstigung auf Forstbetriebe 
zu beschränken, die einen Bestandsvergleich für 
das stehende Holz nicht vornehmen. Wird der ’ 
jährliche Holzzuwachs aktiviert, so steht der 
dadurch sich ergebende Gewinn einem Gewinn ; 
aus einer ordentlichen Holznutzung gleich. 
Wegen der Schwierigkeiten der Erfassung des 
jährlichen Holzzuwachses wird jedoch in der 
Forstwirtschaft ein solcher Bestandsvergleich 
nicht vorgenommen. ; 

23. Zu Artikel 1 § 83 

§ 83 wird gestrichen. 

Begründung | 

Es wird auf die Begründung der Empfehlung zu I 
Artikel 1 § 82 hingewiesen. 

24. Zu Artikel 1 § 89 ' 

§ 89 ist zu streichen. i 

i 

Begründung 

Folgeänderung aus der Regelung, die für § 52 
vorgeschlagen ist. 

25. Zu Artikel 1 §§ 90 bis 92 

Der Bundesrat weist erneut auf die bedenklichen | 
Widersprüche der vorgesehenen Neuregelung j 
hin (vgl. Nr. 5 seiner Drucksache 700/73 — Be- 
schluß — ). Bei der Bedeutung, die dem Einkorn- ; 
men als Bemessungsgröße für zahlreiche Staat- i 
liehe Leistungen zukommt, fällt die unterschied- 
liche Behandlung der Vorsorgeaufwendungen 
einmal durch Abzug von der Bemessungsgrund- ' 
läge und zum anderen durch einen begrenzten 
Abzug von der Steuer erheblich ins Gewicht. 
Außerdem ergibt sich ein verfassungsrechtliches 
Problem dadurch, daß Pflichtmitglieder der So- 
zialversicherung, bei denen der Arbeitgeberan- 
teil zur Sozialversicherung den steuerpflichtigen ; 


Arbeitslohn und damit das Einkommen mindert, 
anders behandelt werden als freiwillige Mitglie- 
der, die ihren „ Arbeitgeberanteil" selbst auf- 
bringen müssen und der deshalb ihr Einkommen 
, nicht vermindert. 

j 26. Zu Artikel 1 § 92 Abs. 3 

§ 92 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Festlegungsfrist beginnt mit dem ersten 
Tag des Kalendervierteljahrs, in dem der Ver- 
trag abgeschlossen worden ist." 

Begründung 

Bei Bausparbeiträgen müssen die für die Steuer- 
ermäßigung und die für die Sparprämien gelten- 
den Festlegungsfristen übereinstimmen. Da der 
vierteljährliche Fristbeginn für das bei der Spar- 
prämie vorgesehene sog. Sammelkontenverfah- 
ren eine wesentliche Verwaltungsvereinfachung 
bedeutet, muß die im Prämienbereich vorge- 
sehene Regelung für die Steuerermäßigung 
übernommen werden. 

27. Zu Artikel 1 § 94 Abs. 2 und 3 

a) § 94 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(2) Hat der Steuerpflichtige Arbeitslohn 
bezogen, wird die Einkommensteuer um eine 
Vorsorgepauschale ermäßigt, wenn er nicht 
nachweist, daß die Vorsorgeaufwendungen 
nach § 90 zu einer höheren Ermäßigung der 
Einkommensteuer führen als der Abzug der 
Vorsorgepauschale nach Maßgabe der Sätze 2 
und 3." 

b) In § 94 Abs. 3 Nr. 1 sind die Zahl „5 400" 
und das Komma danach zu streichen. 

Begründung 

§ 94 des vorliegenden Entwurfs stellt den ver- 
heirateten Arbeitnehmer schlechter als den ledi- 
gen Arbeitnehmer oder einen Nichtarbeitneh- 
mer. 

Bei einem Nichtarbeitnehmer werden nach § 90 
Vorsorgeaufwendungen in nachgewiesener Höhe 
bis zu den Höchstbeträgen von 5 400/10 800 DM 
mit 22 V. H. von der Steuer abgezogen, wenn 
nicht der Vorsorge-Pauschbetrag (§ 94 Abs. 1) 
in Betracht kommt. 

Bei einem ledigen Arbeitnehmer (ohne Kind — 
bei Anspruch auf Kinderentlastung sind ent- 
sprechende Nachteile wie bei verheirateten Ar- 
beitnehmern gegeben — ) wird gemäß § 94 Abs. 2 
die Vorsorgepauschale mit höchstens 1 188 DM, 
in 1975 ferner begrenzt auf 3,52 v. H. der maß- 
gebenden Beitragsbemessungsgrenze von 33 600 
DM, also maximal mit 1 182,72 DM berücksich- 
tigt. 

Bei einem verheirateten Arbeitnehmer wird 
zwar der Höchstbetrag von 1 188 DM verdop- 
pelt [§ 94 Abs. 3 Nr. 1, § 135 Abs. 1 Nr. 2 
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Buchstabe b, bb)]. Da aber der Betrag von | 
3,52 V. H. der maßgebenden Beitragsbemessungs- : 
grenze, also 1 182,72 DM in 1975, das weitere | 
berücksichtigungsfähige Maximum darstellt, | 
kann sich eine höhere Vorsorgepauschale im i 
praktischen Ergebnis nicht auswirken. | 

Diese Benachteiligung des verheirateten Arbeit- 
nehmers wird erst bei einem erheblichen weite- 
ren Ansteigen der Beitragsbemessungsgrenze 
ausgeglichen werden können. Die Benachteili- 
gung verschärft sich, wenn Kinderentlastung be- 
ansprucht werden kann und sich deshalb die 
liöchstbeträge des § 90 um die in § 94 Abs. 2 
Satz 2 genannten Zusatzbeträge für Kinder er- 
höhen. 

Diese Benachteiligung wäre wohl im Interesse 
der Einschränkung des Lohnsteuer-Ermäßigungs- 
verfahrens hinzunehmen, wenn sie auf das 
Steuerabzugsverfahren beschränkt bliebe. Diese 
wohl ungewollte, aber höchst unsoziale Benach- 
teiligung wird aber auch im Veranlagungsver- 
fahren bzw. beim LStJA nicht beseitigt. § 94 
Abs. 2 Satz 1 sieht nämlich vor, daß die durch 
die Vorsorgepauschale getroffene Regelung nur 
dann durchbrochen werden kann, wenn der 
verheiratete Arbeitnehmer Vorsorgeaufwendun- 
gen in Höhe von mehr als 16 v. H. des Arbeits- 
lohns oder 10 800 DM nachweist. Wird dieser 
Nachweis nicht geführt, geht dem verheirateten 
Arbeitnehmer — ohne Kinder - — gegenüber dem 
• kinderlosen ledigen Arbeitnehmer ein Betrag 
von rd. 1 193 DM verloren (bezogen auf 1975 
10 800 X 22 V. H. = 2 376 DM, davon durch 
Vorsorgepauschale berücksichtigt 1 182,72 DM, 
verbleibt als Differenz rd. 1 193 DM), während 
der ledige Arbeitnehmer — wenn er kinderlos 
ist — seinen Höchstbetrag von 5 400 X 22 v. H. 
= 1 188 DM praktisch über die Vorsorgepau- 
schale voll ausschöpfen kann. 

Da die Vorsorgepauschale im wesentlichen dazu 
bestimmt ist, die Beiträge zur gesetzlichen So- 
zialversicherung abzudecken, ist es nicht zwin- 
gend, bei einem verheirateten Arbeitnehmer, 
dessen Ehegatte nicht berufstätig ist und des- 
halb keine Beiträge aufwendet, die Vorsorge- 
pauschale im Steuerabzugsverfahren zu ver- 
doppeln. Es muß ihm aber ermöglicht werden, 
bei der Veranlagung bzw. beim LStJA höhere 
nachgewiesene Vorsorgeaufwendungen im Rah- 
men der Höchstbeträge des § 90 Abs. 3 geltend 
zu machen. Dem trägt die vorgeschlagene For- 
mulierung Rechnung. Sie faßt gleichzeitig die im 
Regierungsentwurf enumerativ aufgezählten 
Sondertatbestände mit dem hier zu regelnden 
Fall zusammen. 

28. Zu Artikel 1 § 101 

In § 101 ist folgender Absatz 3 anzufügen: 

„(3) Der dem Steuerpflichtigen für einen Ver- 
anlagungszeitraum erteilte Steuerbescheid ist 
zu ändern, wenn eine ausländische Steuer i. S. 
des Absatzes 1 nach Erteilung dieses Steuerbe- 
scheides, aber vor Ablauf der Verjährungsfrist 


erstmalig festgesetzt, nachträglich erhöht oder 
ermäßigt wird und sich dadurch eine höhere 
oder niedrigere Steuer rechtfertigt." 

Begründung 

In Übereinstimmung mit § 19 Abs. 5 Ausl- 
InvestmG muß im Gesetz geregelt sein, wie zu 
verfahren ist, wenn nach Erteilung des Steuer- 
bescheides für ausländische Einkünfte erstmalig 
eine ausländische Steuer festgesetzt oder nach- 
träglich erhöht bzw. ermäßigt wird. Die ent- 
sprechenden Konsequenzen bei der deutschen 
Besteuerung sollten im Hinblick auf die Be- 
standskraft des Steuerbescheides nur innerhalb 
der Verjährungszeit gezogen werden. 


29. Zu Artikel 1 § 105 

a) In § 105 Abs. 2 Zeile 4 ist das Wort „und" 
durch das Wort „oder" zu ersetzen. 

b) Es wird angeregt, im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, ob die 
Begünstigung auf andere Erwerbszwecke 
auszudehnen ist. 

Begründung 
Zu a) 

Es gibt angescharterte Schiffe, die zwar in einem 
ausländischen Register eingetragen sind, aber 
unter deutscher Flagge fahren und dementspre- 
chend auch deutschen Arbeits-, Sozial- und Be- 
setzungsvorschriften unterliegen. Im Hinblick 
darauf scheint es gerechtfertigt zu sein, auch in 
diesen Fällen die Vergünstigung zu gewähren, 
obgleich diese Schiffe nicht in einem inländi- 
schen Schiffsregister eingetragen sind. Der um- 
gekehrte Fall (Eintragung in ein inländisches 
Schiffsregister, Führen einer ausländischen 
Flagge) ist nur in Fällen der Bareboat-Verchar- 
terung denkbar, die ohnehin nicht zu begün- 
stigten Einkünften führt. 

Zu b) 

Die in § 105 Abs. 2 des Entwurfs vorgesehene 
Beschränkung der Begünstigung auf solche 
Schiffe, die zur Beförderung von Personen und 
Gütern eingesetzt werden, ist möglicherweise 
zu eng, um moderne Entwicklungen in der deut- 
schen Handelsflotte berücksichtigen zu können. 
In Betracht kommen vornehmlich jene Schiffe, 
die zur Suche nach Erdöl und anderen Rohstof- 
fen oder zu Forschungszwecken eingesetzt wer- 
den. Es ist erforderlich zu prüfen, ob die Begün- 
stigungsregelung auch auf diese Erwerbszwecke 
erstreckt werden kann. 


30. Zu Artikel 1 § 112 

In § 1 12 ist folgender Absatz 8 anzufügen: 

„(8) Bei beschränkt Steuerpflichtigen kann 
die oberste Finanzbehörde des Landes mit Zu- 
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Stimmung des Bundesministers der Finanzen j 
und des Bundesministers für Wirtschaft auf An- ; 
trag die Einkommensteuer beim Vorliegen 
volkswirtschaftlicher Gründe auf die Hälfte und 
beim Vorliegen eines hervorragenden volks- 
wirtschaftlichen Interesses auf ein Viertel er- 
mäßigen." 

Begründung 1 

Die Regelung ist als Ersatz für den geltenden 
§ 50 Abs. 5 EStG erforderlich. Die Bundesrepu- 
blik Deutschland muß als Industriestaat die 
Möglichkeit beibehalten, die Besteuerung Ge- 
bietsfremder aus volkswirtschaftlichen Gründen 
reduzieren zu können. Würde sie sich dieses 
Instruments begeben, so entständen für die 
deutsche Volkswirtschaft internationale Wett- 
bewerbsnachteile, weil die Steuerordnungen der 
anderen Industriestaaten fast durchweg eine 
dem § 50 Abs. 5 EStG entsprechende Regelun- 
gen enthalten. Ohne eine solche Regelung wäre 
es der Bundesrepublik Deutschland zudem nicht 
möglich, bei Strukturkrisen oder zur Verbesse- 
rung der wirtschaftlichen Situation bestimmter 
Gebiete oder Wirtschaftszweige potenten aus- 
ländischen Unternehmen steuerliche Anreize für 
Inlandsinvestitionen zur Schaffung neuer Ar- 
beitsplätze zu bieten. 

Wie vergleichbare Regelungen in § 1 des Ent- 
wicklungshilfe-Steuergesetzes erkennen lassen, 
ist es verfassungsrechtlich unbedenklich, das 
Ausmaß einer Steuerermäßigung von der Beur- 
teilung und damit vom Ermessen einer Verwal- 
tungsbehörde abhängig zu machen. 

31. Zu Artikel 1 § 116 

§ 116 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung; 

„Der Antrag ist bis zum Ablauf des auf den 
Veranlagungszeitraum folgenden zweiten Ka- 
lenderjahrs durch Abgabe einer Einkommen- 
steuererklärung zu stellen." 

Begründung 

Anpassung an die inzwischen durch das Zweite 
Steueränderungsgesetz 1973 getroffene Neure- 
gelung. 

32. Zu Artikel 1 § 123 

Im § 123 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a Satz 1 sind die 
Worte zu streichen: „oder Absatz 2 Nr. 3 Buch- 
stabe a". 

Begründung 

Folgeänderung der empfohlenen Streichung in 
§ 124. 

33. Zu Artikel 1 § 124 

Im § 124 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b Satz 1 sind die 
Worte zu streichen: 

„oder Absatz 2 Nr. 3 Buchstabe a". 


7. Wahlperiode 


Begründung 

Nach § 55 Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe a EStG 1975 
gehören zu den Kapitalerträgen auch die Ein- 
nahmen aus der Veräußerung von Dividenden- 
scheinen und sonstigen Ansprüchen durch den 
Anteilseigner, wenn die dazugehörigen Aktien 
nicht mitveräußert werden. § 124 Abs. 2 Nr. 2 
Buchstabe b Satz 1 EStG 1975 sieht vor, daß 
®/i6 der Einnahmen aus der Veräußerung von 
Dividendenscheinen bei der Einkommenbesteue- 
rung anrechenbar sind. Der Regierungsentwurf 
geht davon aus, daß der Aktionär wirtschaftlich 
gesehen seinen Kapitalertrag durch die Ver- 
äußerung des Dividendenscheins erzielt. Weder 
der Aktionär noch der Erwerber des Dividen- 
denscheins sind später bei Ausschüttung der 
Dividenden anrechnungsberechtigt. Möglicher- 
weise auch deshalb sieht der Regierungsentwurf 
die Anrechnung im Falle der Veräußerung des 
Dividendenscheins vor. 

Die Anrechnung bei Veräußerungen von Divi- 
dendenscheinen ohne Stammrechte ist aus der 
Systematik des Anrechnungsverfahrens nicht zu 
rechtfertigen. Der Veräußerungserlös ist zwar 
Einnahme aus der Nutzung des Stammrechts, 
steht aber nicht der mit Körperschaftsteuer be- 
lasteten Dividende gleich. Derartige Sachver- 
halte — wenn sie vor dem Ausschüttungsbe- 
schluß vollzogen werden ^ haben eher den 
Charakter von Spekulationsgeschäften als den 
von Dividendenbezügen. Sie können zeitlich 
und betragsmäßig erheblich von der Dividen- 
denzahlung abweichen. Es wird daher nicht die 
von der Körperschaft getragene Belastung mit 
Körperschaftsteuer beim Anteilseigner ange- 
rechnet oder vergütet, sondern ein nach Maß- 
gabe des Veräußerungserlöses errechneter Be- 
trag. 

Die zeitliche und betragsmäßige Differenz zwi- 
schen der Anrechnung aufgrund einer Dividen- 
denscheinveräußerung und der grundsätzlich bei 
tatsächlicher Ausschüttung vorzunehmenden 
Anrechnung eröffnet Mißbrauchsmöglichkeiten, 
Dividendenscheinveräußerungen lange vor dem 
Ausschüttungszeitpunkt können bei dem Ver- 
äußerer durch vorzeitige Anrechnung zu erheb- 
lichen Vorteilen (Zinsgewinne) führen. Wenn 
zwischen nahestehenden oder zu Vorteilsaus- 
gleich bereiten Vertragspartnern die Verkaufs- 
preise für Dividendenscheine manipuliert wer- 
den, kann der Veräußerer durch die Anrech- 
nungsmöglichkeit erheblich höhere Anrech- 
nungsbeträge bzw. Vergütungen erlangen als 
ohne Veräußerung, d. h. bei normalem Dividen- 
denbezug. 

Die drohenden Mißbräuche lassen sich nur durch 
Beseitigung der Anrechnungsmöglichkeit bei 
Dividendenscheinveräußerungen verhindern. 
Der Anteilseigner kann den dadurch eintreten- 
den Nachteil vermeiden, indem er den Dividen- 
denschein nicht veräußert, sondern die von ihm 
ggf. benötigten Geldmittel im Kreditwege be- 
schafft und den Kredit später mit den zufließen- 
den Dividenden ablöst. Dann fließen dem An- 
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teilseigner später Dividendenerträge i. S. des 
§ 55 Abs. 1 Nr. 1 zu, für die ihm die Anrechnung 
der Körperschaftsteuer gewährt wird. 

34. Zu Artikel 1 § 129 Abs. 6 

In § 129 Abs. 6 Satz 1 ist das Wort „Mai'" durch 
das Wort „Dezember" zu ersetzen. 

Begründung 

Nach der Fassung des Regierungsentwurfs (§116 
Abs. 2 Nr. 6 EStG) werden auch Steuerpflichtige 
auf Antrag zur ESt zu veranlagen sein, die aus 
anderen als aus Gründen der Anrechnung nicht 
zu erfassen wären. Aus Gründen der Verwal- 
tungsökonomie erscheint es geboten, diese 
Steuerpflichtigen möglichst aus dem aufwen- 
digen Veranlagungsverfahren herauszuhalten 
und solche Fälle im Vergütungsverfahren abzu- 
wickeln. Diesem Ziel steht die Frist des 31. Mai 
in § 129 Abs. 6 Satz 1 EStG entgegen, da Veran- 
lagungsanträge nach § 116 Abs. 2 Nr. 6 EStG 
in nicht unerheblicher Zahl jeweils nach dem 
31. Mai eingehen werden. Das wird vor allem 
in den Fällen Vorkommen, in denen Anrech- 
nungsberechtigte die Frist versäumen oder irr- 
tümlich annehmen, dem Veranlagungszwang 
aufgrund anderer Vorschriften zu unterliegen. 
Durch die vorgeschlagene Verschiebung der An- 
tragsfrist im Vergütungsverfahren auf den 
31. Dezember wird den Finanzämtern die Mög- 
lichkeit offengehalten, die Durchführung des 
Veranlagungsverfahrens nach § 116 Abs. 2 Nr. 6 
EStG durch die Verweisung der Antragsteller 
auf den für alle Beteiligten einfacheren Weg der 
Vergütung zu vermeiden. Das Bundesamt für 
Finanzen wird durch die vorgeschlagene Ände- 
rung nicht unzumutbar belastet. Die Masse der 
Vergütungsanträge wird aufgrund der Mitwir- 
kung der Kreditinstitute in jedem Fall frühzeitig 
eingehen. Später eingehende Anträge sind nicht 
besonders eilbedürftig und können an wenigen 
weit auseinanderliegenden Terminen bearbeitet 
werden. 

35. Zu Artikel 1 § 129 Abs. 8 

Im § 129 wird Absatz 8 gestrichen. 

Begründung 

Folgeänderung der empfohlenen Streichung in 
§ 124. 

36. Zu Artikel 1 § 141 Abs. 1 

Nach § 141 Abs. 1 Satz 3 ist folgender Satz 4 
anzufügen: 

„Die Pauschalierung der Lohnsteuer nach Satz 1 
Nr. 1 ist für Arbeitnehmer ausgeschlossen, für 
die der Arbeitgeber nach § 146 Abs. 2 unter Be- 
rücksichtigung des sonstigen Bezugs einen Lohn- 
zettel auszuschreiben hat und der sonstige Be- 
zug 1 000 Deutsche Mark übersteigt." 


Begründung 

Die Einschränkung ist erforderlich, um unge- 
rechtfertigte Steuervorteile für hochverdienende 
Arbeitnehmer und Unausgewogenheiten bei den 
auf Einkommensgrenzen abgestellten Regelun- 
gen zu vermeiden. 

37. Zu Artikel 1 § 148 

In § 148 ist folgender neuer Absatz 3 einzu- 
fügen: 

„(3) In den Fällen, in denen der Arbeitneh- 
mer während des Ausgleichsjahres zeitweise 
in keinem Dienstverhältnis gestanden hat und 
die Dauer einer Verdienstlosigkeit nicht nach- 
weist oder glaubhaft macht, ist der Lohnsteuer- 
Jahresausgleich nicht durchzuführen." 

Die bisherigen Absätze 3 bis 6 werden Absätze 
4 bis 7. 

Begründung 

Nach § 4 Abs. 5 Satz 6 JAV müssen Arbeitneh- 
mer, die im Ausgleichsjahr unständig beschäftigt 
waren, die Dauer einer Verdienstlosigkeit durch 
besondere Unterlagen nachweisen oder in an- 
derer Weise glaubhaft machen. Kommt ein Ar- 
beitnehmer seiner Mitwirkungspflicht nicht 
nach, so wird der Antrag auf Durchführung des 
Lohnsteuer-Jahresausgleichs abgelehnt. Das 
Finanzamt braucht also in diesen Fällen nicht 
in eine Prüfung darüber einzutreten, ob und in 
welcher Höhe dem Antragsteller materiell- 
rechtlich ein Erstattungsanspruch zusteht. Es 
wäre auch überfordert, von sich aus ohne eine 
verstärkte Mitwirkung des Antragstellers die 
von diesem angegebenen Fehlzeiten zu über- 
prüfen. Der Regierungsentwurf trägt diesem 
berechtigten Anliegen der Finanzverwaltung 
nicht ausreichend Rechnung. Durch den Ände- 
rungsvorschlag wird erreicht, daß es bei der 
derzeitigen Regelung bleibt. 

38. Zu Artikel 1 §§ 148 bis 150 

Es ist vorgesehen, im Lohnsteuer- Abzugsver- 
fahren bei Berechnung der Versorgungspau- 
schale von dem um die auf der Lohnsteuerkarte 
vermerkten Freibeträge verminderten Arbeits- 
lohn auszugehen. Dieses Verfahren führt zu 
einer Benachteiligung, soweit sich durch die 
Kürzung der Bemessungsgrundlage eine ge- 
ringere Vorsorgepauschale ergibt. Nach Auf- 
fassung des Bundesrats muß sichergestellt wer- 
den, daß dieser Nachteil im Lohnsteuer-Jahres- 
ausgleichsverfahren ausgeräumt wird. 

39. Zu Artikel 1 § 157 Abs. 1 

In § 157 Abs. 1 ist Satz 4 wie folgt zu fassen: 

„Die einbehaltene Steuer ist binnen eines Mo- 
nats an das Finanzamt abzuführen, das für die 
Besteuerung des Schuldners der Kapitalerträge 
nach dem Einkommen zuständig ist." 
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Begründung 

Bei der vorgesehenen Regelung ergeben sich 
Schwierigkeiten in bezug auf die Erstattung der 
Kapitalertragsteuer nach § 159 EStG. Nach § 159 
Abs. 1 EStG soll die „einbehaltene und abge- 
führte" Kapitalertragsteuer in bestimmten Fäl- 
len erstattet werden. Dem Erstattungsantrag ist 
u. a. eine Bescheinigung des Schuldners der Ka- 
pitalerträge über die Einbehaltung und Abfüh- 
rung beizufügen. Wenn diese Bescheinigung erst 
nach der Abführung der Kapitalerträge — gege- 
benenfalls ein Vierteljahr nach ihrer Einbehal- 
tung — ausgestellt wird, kann die Kapitalertrag- 
steuer nicht, wie es eigentlich der Konzeption 
des § 159 EStG entsprechen würde, zeitnah nach 
dem Zufließen der Kapitalerträge erstattet wer- 
den. 

Es sollte deshalb bei der bisherigen Rechtslage 
(vgl. § 44 Abs. 3 EStG 1971 und § 8 Abs. 1 
und § 9 Abs. 1 KapStDV) verbleiben. 

40. Zu Artikel 1 § 187 Abs. 3 

§ 187 Abs. 3 ist um folgenden Satz 2 zu ergän- 
zen: 

„Die Vorschrift von § 167 Abs. 7 findet keine 
Anwendung." 

Begründung 

Die Einführung der bisher für den Kohlen- und 
Erzbergbau nicht geltenden Verlustklausel von 
§ 167 Abs. 7 führt bei den Festwerten für Gru- 
benbaue und Inventar unter Tage zu besonde- 
ren Schwierigkeiten und Unzuträglichkeiten. 

In der Begründung zu § 167 Abs. 7 wird zwar 
mit Recht darauf hingewiesen, daß die vorge- 
sehenen Sonderabschreibungen innerhalb des 
Begünstigungszeitraums einen gewissen Spiel- 
raum bieten; Steuerpflichtige gelangen daher in 
der Regel auch dann in den vollen Genuß der 
mit den Sonderabschreibungen bezweckten 
Finanzierungshilfe, wenn ihnen in einem Jahr 
die volle Inanspruchnahme durch die Verlust- 
klausel verwehrt ist. Im Steinkohlenbergbau 
sind jedoch die der Sonderabschreibung nach 
§ 187 unterliegenden Wirtschaftsgüter überwie- 
gend in den Festwerten für Grubenbaue und In- 
ventar unter Tage erfaßt. Die Wertigkeit ist bei 
diesen Festwerten wegen der Sonderabschrei- 
bungen niedriger angesetzt worden. Bei Einfüh- 
rung einer Verlustklausel könnte dieses Verfah- 
ren nicht beibehalten werden, weil die Wertig- 
keit eines Festwerts nicht von der Ergebnislage 
des einzelnen Jahres abhängig gemacht werden 
kann. Die betroffenen Unternehmen müßten da- 
her entweder auf die Inanspruchnahme von Son- 
derabschreibungen verzichten und Festwerte mit 
normaler Wertigkeit bilden oder aber das Fest- | 
wertverfahren aufgeben und zur Einzelaktivie- j 
rung übergehen. Im ersten Falle würde der Ge- 
setzeszweck praktisch ausgehöhlt, weil Sonder- | 
abschreibungen nur noch begünstigte Wirt- ! 
Schaftsgüter des Übertagevermögens und ge- | 


ringe Bestandteile des Untertagevermögens in 
Betracht kämen. Im zweiten Falle würde ein be- 
währtes Bewertungsverfahren durch die bei 
Wirtschaftsgütern des Untertagevermögens 
nicht immer brauchbare Einzelbewertung ersetzt, 
die bei der Abgrenzung der einzelnen Wirt- 
schaftsgüter und bei der Überprüfung der ange- 
setzten Werte auch die Finanzverwaltung vor 
besondere Schwierigkeiten stellt, ohne daß hier- 
zu ein begründeter Anlaß besteht. 

Die vorgeschlagene Regelung schließt die mit 
dem Regierungsentwurf verbundenen Nachteile 
für den Bergbau aus, ohne daß die mit § 167 
Abs. 7 verfolgten Ziele aufgegeben werden müs- 
sen. Das in § 187 Abs. 2 Nr. 2 vorgesehene Be- 
scheinigungsverfahren bietet eine hinreichende 
Gewähr dafür, daß bei der Steuervergünstigung 
von § 187 die mit § 167 Abs. 7 bekämpften Miß- 
bräuche nicht auftreten. Da das Bescheinigungs- 
verfahren eine ohnehin auf § 187 beschränkte 
Sonderregelung darstellt, kann auf die Anwen- 
dung der hier unzuträglichen Verlustklausel 
verzichtet werden, ohne daß allgemeine Grund- 
sätze aufgegeben werden müßten. 


41. Zu Artikel 1 § 188 

a) In § 188 Abs. 1 Satz 1 sind die Worte „und 
in den folgenden vier Wirtschaftsjahren" 

durch 

„und in den folgenden fünf Wirtschafts- 
jahren" 

und der Vomhundertsatz „30 v. H." durch 
„50 V. H." 

zu ersetzen. 

b) In § 188 Abs. 5 erhält Satz 1 die folgende 
Fassung: 

„Bei Handelsschiffen dürfen die Sonderab- 
schreibungen abweichend von § 167 Abs. 7 
bis zum Gesamtbetrag von 15 v. H. der An- 
schaffungskosten oder Herstellungskosten 
zur Entstehung oder Erhöhung von Verlusten 
führen." 

Begründung 

Die vorgesehene Regelung läßt Sonderabschrei- 
bungen von den Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten von Handelsschiffen zu. Das Son- 
derabschreibungsvolumen beträgt 30 v. H., der 
Begünstigungszeitraum beträgt fünf Jahre. 

Die Sonderabschreibungen dürfen — abwei- 
chend vom allgemeinen Verlustentstehungsver- 
bot — in Höhe von 15 v. H. zu einem Verlust 
führen, allerdings nur dann, wenn das Schiff zu 
mindestens 30 v. H. mit Eigenmitteln des Be- 
triebs finanziert wird. 

Die Ertragslage der deutschen Seeschiffahrt ist, 
bedingt durch die Entwicklung der internatio- 
nalen Währungsverhältnisse und durch beson- 
dere Kosten, äußerst angespannt. Es besteht 
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deshalb aus wirtschaftlichen Gründen die Ten- ' 
denz zu einer Flucht in fremde Flaggen. Dieser 
Tendenz sollte unter allen Umständen entgegen- i 
gewirkt werden, weil trotz zunehmender inter- 
nationaler Zusammenarbeit die Unterhaltung 
einer leistungsfähigen nationalen Handelsflotte 
gerade für mögliche Krisenfälle äußerst dring- 
lich erscheint. Die gegenwärtigen Förderungs- 
maßnahmen erscheinen dafür nicht ausreichend. | 
Die Abschreibungsmöglichkeiten für Schiffe in 
anderen Schiffahrtsnationen sind zum Teil er- | 
heblich weitreichender als in der Bundesrepu- ; 
blik. Aus diesem Grunde sollte das Sonderab- | 
Schreibungsvolumen von 30 auf 50 v. H. und der ■ 
Sonderabschreibungszeitraum von fünf auf sechs 
Jahre verlängert werden. 

Das im Zusammenhang mit der Verlustklausel 
stehende Kreditaufnahmeverbot erschwert die 
Wahl der betriebswirtschaftlich vorteilhaftesten 
Unternehmensform. Es erweist sich darüber 
hinaus als wenig praktikabel. Das Kreditauf- 
nahmeverbot in Absatz 5 sollte daher gestrichen 
werden. 

42. Zu Artikel 1 § 194 Abs. 8 

■ Die Bundesregierung wird gebeten klarzustel- 
len, daß im Falle der Verlängerung der Spekula- 
tionsfrist diese Vorschrift nicht nur die zeitliche 
Zurechnung der Veräußerungsgewinne, son- 
dern auch den Zeitpunkt der Steuerverhaftung 
des Veräußerungsgeschäfts nach altem und . 
neuem Recht in dem Sinne regelt, daß die ver- | 
längerte Spekulationsfrist erstmalig für Ver- 
äußerungsgeschäfte gilt, bei denen das Anschaf- 
fungsgeschäft nach dem 31. Dezember 1974 er- 
folgt. 

43. Zu Artikel 1 und 2 

Die Bundesregierung wird gebeten, Vorschläge 
zu unterbreiten, mit denen das Berlinförde- 


rungsgesetz ohne Beeinträchtigung seines För- 
derungsgehaltes so weitgehend wie möglich an 
die Vorschriften des Entwurfs eines Dritten 
Steuerreformgesetzes angepaßt werden kann. 


44. Zu Artikel 3 § 3 Abs. 1 

§ 3 Abs. 1 Nr. 5 ist zu streichen. 

Begründung 

Für die weitere Begünstigung der Baufinanzie- 
rungsverträge besteht, wie die zwischenzeitliche 
Entwicklung dieser Anlageart zeigt, nur ein ge- 
ringes Bedürfnis. Die mit dem Baufinanzierungs- 
vertrag verfolgten Zwecke können sehr weit- 
gehend auch durch den weiterhin begünstigten 
Bausparvertrag erreicht werden. Unter diesen 
Umständen sollte hier die Möglichkeit, das neue 
Prämienrecht einfacher und übersichtlicher zu 
gestalten, genutzt werden: Der Verzicht auf jede 
nicht unbedingt erforderliche Anlageart erhöht 
die Praktikabilität des Prämiengesetzes und 
dient der Verwaltungsvereinfachung; der für 
das künftige Prämienverfahren angestrebte 
möglichst weitgehende Datenverbund zwischen 
den Rechenzentren der Finanzverwaltung und 
der Unternehmen, bei denen die Sparleistungen 
erbracht worden sind, wird sehr erleichtert, 
wenn die Zahl dieser „Verbindungen" möglichst 
klein gehalten werden kann. 


45. Zu Artikel 3 § 8 

§ 8 ist zu streichen. 

Begründung 

Folgeänderung aus dem Vorschlag zu Arti- 
kel 3 § 3 Abs. 1. 
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